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Innerhalb von zehn Jahren hat sich die
Zahl der Kinderschutzmassnahmen ver-
doppelt – auf 14 450 im Jahr 2008. «El-
tern sind zunehmend überfordert. Das
Leben ist komplizierter geworden, so
auch die Erziehung der Kinder», sagt
Diana Wider von der Konferenz der kan-
tonalen Vormundschaftsbehörden (VBK).
«Die Arbeit in den Schulen und Behör-
den ist sehr anspruchsvoll, wenn es dar-
um geht, Kindern eine optimale Ent-
wicklung zu gewährleisten.»

Doch bevor eine Massnahme ange-
ordnet werde, müsse zuerst ausgelotet
werden, ob das Kind auch mit freiwilli-
gen Massnahmen unterstützt werden
könne. Dazu gehören freiwillige Gesprä-
che der Eltern auf der Familienbera-
tungsstelle, Einverständnis zu einer so-
zialpädagogischen Familienbegleitung

oder eine Mediation. «Eine Massnahme
muss so viel wie nötig, aber so wenig wie
möglich eingreifen. Das ist manchmal
eine Gratwanderung.»

In der Tat. Das zeigen folgende bei-
den Fälle, die dem «Sonntag» vorliegen: 

Karin* (13) schwänzt immer wieder
die Schule, zu Hause gibt es Auseinan-
dersetzungen mit den Eltern. Dass sie
immer wieder blau macht, erfahren die

Eltern erst im Nachhinein von der
Schulleitung. Die Schule schreibt eine
so genannte Gefährdungsmeldung an
die Jugend- und Familienberatung – in
der Zwischenzeit läuft eine Abklärung.
Die Schulbehörde und die Schulleitung
beschliessen, dass für Karin ein Schul-
heim am besten wäre.

Weil das Schulheim 11 500 Franken
pro Monat kostet, wird ein Beistand benö-

tigt. Die Eltern wollten das nicht. Als sie
hören, dass die Finanzierung bewilligt
werden muss, unterschreiben sie die Bei-
standschaft dann doch. Aber die Tochter
verlässt das Schulheim nach drei Tagen
und kehrt nach Hause zurück. Die Bei-
standschaft besteht weiter und es wird
ein anderes Heim gesucht.

Peter* (11) lebt mit seiner Mutter
und dem Stiefvater zusammen. Doch
der Junge ist beim Stiefvater uner-
wünscht. Er verprügelt das Kind wieder-
holt. Der Junge beginnt zu klauen,
schwänzt die Schule und kommt tage-
lang nicht nach Hause – aus Angst vor
dem Stiefvater. Viele Male schläft er im
Keller des Elternhauses. Man verordnet
Peter einen Beistand. Dieser überweist
ihn in ein Heim, und, da es dort nicht
klappt, in weitere Heime.

DASS ELTERN ANGST HABEN, durch
einen Beistand ihr Kind zu verlieren, be-
stätigt auch André Woodtli vom Amt für
Jugend und Berufsberatung in Zürich.
«Sie haben Angst, dass man ihnen ihr
Kind wegnimmt», sagt er. Es gebe mehr
Eltern, die sich einem Beistand verwei-
gern würden.

Zumindest im Falle von Karin und
Peter haben sich die Befürchtungen der
Eltern bewahrheitet: Ihnen wurden die
Kinder zwar nicht weggenommen, je-
doch haben die Behörden eine Fremd-
platzierung einer intensiven Zusam-
menarbeit vorgezogen – und so den El-
tern Verantwortung genommen.
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Die neu angeordneten Kinderschutzmassnahmen sind im vergangenen Jahr auf ein Rekordhoch gestiegen

In insgesamt 14 450 Fällen sind
die Behörden eingeschritten.
5475-mal wurde für die Eltern
ein Beistand angeordnet – so oft
wie noch nie.

Massnahmen für Kinder haben
sich in zehn Jahren verdoppelt

VON CLAUDIA MARINKA

SIE KAM ZWAR NICHT wegen Micheline
Calmy-Rey. Doch US-Aussenministerin
Hillary Clinton nahm sich gestern gerne
Zeit für ein Arbeitsgespräch mit ihrer
Schweizer Kollegin im Zürcher Hotel
Dolder. Die beiden Damen diskutierten
«aktuelle nationale und internationale
Fragen» – etwa über den internationalen
Währungsfonds (IWF) und die Weltbank.

Nach Zürich gekommen war Clinton
aber zur Vertragsunterzeichnung zwi-
schen der Türkei und Armenien. Das vom
Departement von Calmy-Rey vermittelte
Dokument ruft die beiden verfeindeten
Staaten zur Aufnahme diplomatischer
Beziehungen innert zweier Monate und
zur Öffnung der Grenzen auf. In vagen
Formulierungen wird ausserdem die
Grundlage für weitere Gespräche gelegt.

Der Ursprung des Konflikts zwi-
schen den beiden Staaten liegt weit zu-
rück: In der Endphase des Ersten Welt-
kriegs wurden zahllose Armenier im da-
maligen Osmanischen Reich vertrieben
und getötet. Die Bewertung war immer

wieder Anlass für diplomatische Span-
nungen. Nach armenischer Darstellung
verloren 1,5 Millionen Menschen ihr Le-
ben im ersten Völkermord des 20. Jahr-
hunderts, die Türkei spricht von Kriegs-
wirren und geht von weniger Toten aus.

Doch beinahe wäre Hillary Clinton
vergebens nach Zürich gekommen: We-
gen einer nicht genehmen Wortwahl in
der türkischen Schlusserklärung wollten
die Armenier den Vertrag zuerst nicht
unterzeichnen. Schweizer und US-Diplo-
maten und offenbar auch Hillary Clinton
mussten nochmals vermitteln.

BEIM ZWEITEN ANLAUF gegen 20.15 Uhr
kam es dann zur historischen Vertragsun-
terzeichnung und zum Handshake zwi-
schen dem armenischen Aussenminis-
ter Eduard Nalbandian und seinem tür-
kischen Kollegen Ahmet Davutoglu. Cal-
my-Rey dankte den beiden Ministern für
ihre Arbeit. Auf weitere Ansprachen
wurde wegen der fortgeschrittenen Zeit
verzichtet. (AP/RED)

Beinahe wäre die US-Aussenministerin vergebens gekommen

Hillary Clinton mit
Calmy-Rey in Zürich

.

US-Aussenministerin Hillary Clinton trifft ihre Schweizer
Kollegin Micheline Calmy-Rey im Hotel Dolder in Zürich.

Die Regierungsratskandi-
datur von Medienprofi Daniel
Jositsch begann eigentlich
bereits im Januar 2007 auf
dem Parkplatz der Stadthalle
in Bülach. In der Halle fand
damals der Swissair-Prozess
statt, vor der Halle brachten
sich die Medien in Position –
und Jositsch. Er tigerte her-
um, wartete nur darauf, bis er
angesprochen wurde und
stand am Ende des Prozes-
ses auf allen Kanälen
Red und Antwort. Oben trug
er Hemd und Kravatte, unten
abgeschabte Jeans, denn
einer wie Jositsch wusste
schon damals: TV-Stationen
filmen vom Bauchnabel auf-
wärts. Der Lohn: Er wurde in
den Nationalrat gewählt –
was für ihn von Anfang an nur
ein Zwischenschritt war, um
dereinst SP-Regierungsrat
Markus Notter zu beerben.

In der Coop-Zeitung von die-
ser Woche gab Thomas Zelt-
ner, abtretender Gesund-
heitschef des Bundes, ein
mehrdeutiges Interview: «Ich
fürchte mich nicht vor der
Pandemie», sagte Zeltner,
um dann aber gleich nachzu-
schieben: «Ich bin vor kur-
zem aus den USA zurückge-
reist, und etwa drei Reihen
hinter mir hat jemand stark
geniest. Man schaut schon
etwas vorwurfsvoll zurück.»

Selbst SP-Parlamentarier
wundern sich derzeit über
den Aktivismus ihres Bun-
desrats Moritz Leuenberger,
der bis vor einigen Tagen in
aller Ruhe vor sich hin regier-
te, ohne dass jemand Notz
von ihm genommen hätte.
«Es ist, als hätte man ihm
neue Batterien eingesetzt»,
sagt ein SP-Politiker. Kaum
ein Tag vergehe, an dem
Leuenberger nicht irgendwo
seine Meinung kund tue. Der
Nationalrat interpretiert Leu-
enbergers Auferstehung so:
«Bei uns Sozialdemokraten
hat das letzte Gefecht halt
Tradition.»

BUNDESPLATZ

.

Die Vormundschaftsbe-
hörden schreiten ein, falls
das Kindswohl von den El-
tern nicht gewährleistet
wird. Die Statistik der Kon-
ferenz der kantonalen Vor-
mundschaftsbehörden
(VBK) umfasst total 12
Massnahmen. Darunter
fallen insbesondere die
Beistandschaft und der
Obhutsentzug. Artikel 308
des Zivilgesetzbuches

(ZGB) regelt die Erzie-
hungsbeistandschaft: Die
Vormundschaftsbehörde
ernennt dem Kind einen
Beistand mit dem Auftrag,
die Eltern zu beraten und
zu unterstützen.

Artikel 310 ZGB wiederum
regelt die Aufhebung der
elterlichen Obhut: Ist die
Gefährdung des Kindes so
gravierend, dass der Erlass

von Weisungen oder die
Ernennung einer Bei-
standsperson keine Abhil-
fe schaffen kann, so hat
die Vormundschaftsbehör-
de es den Eltern oder,
wenn es sich bei Dritten
befindet, diesen wegzu-
nehmen und es angemes-
sen unterzubringen.
Auch Obhutsentzüge sind
in den letzten Jahren mas-
siv angestiegen.

Darum gehts beim Kinderschutz

Frau Garibovic, schweizweit
sind 2008 insgesamt
5475 Beistandschaften
ausgesprochen worden.
Warum so viele?
Sefika Garibovic*: Sobald ein
Kind etwas lebendig oder ver-
träumt ist, machen viele
Schulen sofort eine Gefähr-
dungsmeldung an die Famili-
enberatungen. Es braucht
dann nicht mehr viel, bis eine
Beistandschaft angeordnet
wird.

Was kritisieren Sie?
Bei kleinsten Verstössen wer-
den die Kinder abgeklärt –
was schon ein erster Schritt
Richtung Beistandschaft ist.

Wo liegen die Probleme in
der Vergabe der Beistände
bei Jugendlichen?
Wichtig ist, dass früher ange-

setzt werden muss, um gene-
rell eine Beistandschaft zu
verhindern. Das Problem liegt
meistens nicht bei den Kin-
dern, sondern bei den Eltern
und gewissen Lehrpersonen,
die den Umgang mit schwieri-
geren Kindern scheuen und
einfach abschieben. So produ-
ziert man schwer erziehbare
Kinder und Jugendliche.

Wie erleben Sie
die Probleme der Eltern?
Teilweise werden Eltern über-
redet, einem Beistand zuzu-
stimmen. Die Argumente
können beispielsweise sein,
dass die öffentliche Hand
dann die Kosten für alles
übernehmen würde, was das
Kind betrifft.

Wann kann aber ein
Beistand von Nutzen sein?

Bei Eltern, die
zum Beispiel dro-
genabhängig oder
schwere Alkoholi-
ker sind, bei sexu-
ellem Missbrauch
in der Familie, bei
schwer psychisch
kranken Eltern
oder auch für Wai-
senkinder.

Wird sich
die Situation 
sogar noch verschärfen?
Ja, wenn die Politik nicht
bald handelt.

Was schlagen Sie
statt eines Beistandes vor?
Wie erwähnt, gibt es berech-
tigte Fälle von Beistandschaf-
ten. Die Zahl muss jedoch so
gering wie möglich gehalten
werden.

Was soll man
konkret tun?
Statt einen Bei-
stand zu erhalten,
sollten die Kinder
in der Schule inte-
griert werden.
Lehrpersonen
müssen sich mit
allen Kindern aus-
einandersetzen
können und diese
in die Klassen inte-

grieren. Die Kinder müssen
spüren, dass sie von der Lehr-
person ernst genommen wer-
den und nicht von einer The-
rapie in die andere geschickt
werden. Ich appelliere an die
Schulpflegen, das zu stoppen.

* Sefika Garibovic ist Konflikt-
managerin für Jugendliche
(KMG – Konfliktmanagement
Garibovic)

«Teilweise werden die Eltern zum Beistand überredet»
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Jugendcoach
S. Garibovic.
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